Resolution und Antrag der SPD in der Verbandsgemeinde Bellheim bzgl. Integrierter Gesamtschule (IGS) bzw. Realschule Plus (RS+) in integrativer Form mit anschließender Fachoberschule (FOS)
Die SPD-geführte Landesregierung hat im Zuge ihrer Organisations- und Gestaltungspflicht im Schulwesen drei neue IGSn im Landkreis Germersheim genehmigt: in Rülzheim, Rheinzabern und Wörth. Wir Sozialdemokraten begrüßen ausdrücklich die damit eingeleitete allgemeine Schulstrukturreform in Rheinland-Pfalz und damit in unserem Landkreis. Wir protestieren aber entschieden gegen die Entscheidung der Landesregierung, die Verbandsgemeinde Bellheim als Standort für eine IGS auch in den kommenden Jahren auszuklammern.
Mit dem Versagen einer Option für die Schaffung einer IGS mit Standort Bellheim wird der regionale Proporz verletzt. Die Entscheidung der Landesregierung führt zu einer Verdichtung von IGSn im Süden und in der Mitte des Landkreises. Sie klammert den Nordkreis Germersheim ohne stichhaltige Begründung  für eine längerfristige Schulentwicklung aus und beschert unserer Kommune damit eindeutig Standortnachteile.

Die Entscheidung ist pädagogisch und gesellschaftlich falsch und kontraproduktiv. Weltweit gibt es zwei- bis dreifach gegliederte Schulsysteme neben Deutschland nur noch in Österreich und wenigen Kantonen in der Schweiz. Die frühe Trennung von zehnjährigen Schülerinnen und Schülern in verschiedene Schularten führt erwiesenermaßen nicht zu besseren Leistungen, schafft durch die damit einher gehende Selektion dafür aber erhebliche soziale Probleme für den Einzelnen und die Gesellschaft insgesamt. Wir als Sozialdemokraten wollen seit vielen Jahren diese Spaltung mindern und die Grundlage für mehr individuelle Förderung schaffen, so wie dies vorbildlich in nordeuropäischen Staaten oder in der Provinz Südtirol erfolgreich geschieht.

Der Wille der kommunalen Gremien wurde missachtet. Noch vor zwei Jahren beklagte die Landesregierung den mangelnden Entscheidungswillen des Kreistages. Als sich dieser dann für Bellheim entschied, folgte man nicht dem Vorschlag, sondern wählte die Stadt Wörth als Standort. Dafür müssen täglich Hunderte Bellheimer Schüler weiterhin nach Landau, Germersheim, Herxheim oder Rülzheim pendeln.
Finanzielle Aspekte wurden außer Acht gelassen. Die Verbandsgemeinde Bellheim hat ihre Schule bis heute hervorragend und aufwändig erweitert, renoviert und ausgestattet. Diese finanziellen Vorleistungen werden durch die Entscheidung gegen Bellheim in den Sand gesetzt. Über 6 Mill. Euro müssen allein in die Errichtung der IGS Rülzheim investiert werden, obwohl für Bellheim weniger wie 1 Mill. Euro prognostiziert  wurde. Dies stellt einen nicht zu akzeptierenden schlechten Umgang mit Steuergeldern dar. Und zudem wird zukünftig  unsere Kommune über die Kreisumlage noch zur Finanzierung dieser bedenklichen Ausgabenpolitik zur Kasse gebeten.

Der Schulentwicklungsplan der Verbandsgemeinde Bellheim weist die Kommune Bellheim als einen hervorragenden Standort für eine IGS aus. Seine Aussagen wurden vom Tisch gewischt.

Wir drücken unsere große Enttäuschung über die wenig und vor allem bis heute nicht nachvollziehbar begründete Entscheidung der Landesregierung aus. Deren Verständnis von tragfähiger Schulpolitik im Hinblick auf Bellheim ist nicht das unsere. Die Entscheidung führt hingegen dazu unser Vertrauen in eine sachlich begründete und weitreichende Bildungspolitik des Ministeriums zu erschüttern.
Die Mitglieder des SPD Gemeindeverbandes Bellheim haben in ihrer Mitgliederversammlung am Dienstag, den 08.12.2009 deshalb folgendes beschlossen:

1.) der Verbandsgemeinderat Bellheim wird aufgefordert seinen Antrag auf Einrichtung einer IGS am Schulstandort Bellheim zum nächstmöglichen Zeitpunkt aufrecht zu erhalten und die dafür notwendigen Schritte  unverzüglich in die Wege zu leiten. 

2.) der Kreistag Germersheim wird aufgefordert seinen Antrag auf Einrichtung einer IGS am Schulstandort Bellheim zum nächstmöglichen Zeitpunkt aufrecht zu erhalten und die dafür notwendigen Schritte wie Kreistagsbeschluss, Einreichung von Antragsunterlagen beim Land, etc. bis spätestens 31.03.2010 in die Wege zu leiten.

3.) Verbandsgemeinderat Bellheim und Kreistag Germersheim werden aufgefordert 1 Antrag auf Einrichtung einer RS+ in integrativer Form mit anschließender FOS  am Standort Bellheim als Übergangslösung zu einer Integrativen Gesamtschule am Schulstandort Bellheim zeitlich parallel  zu beantragen und alle dafür notwendigen Schritte bis spätestens 31.03.2010  in die Wege zu leiten. 

4.) Landrat Dr. Brechtel wird aufgefordert, den bisher nicht abgeschlossenen Schulentwicklungsplan für die weiterführenden Schulen im Landkreis Germersheim endlich vorzulegen, in dem die zukünftig geplanten Entwicklungen an den bisher ungeklärten Schulstandorten Lingenfeld, Germersheim, Bellheim, Kandel und Hagenbach erläutert werden.  

Verteiler:

- Herrn Ministerpräsidenten Kurt Beck

- Frau Staatsministerin Doris Ahnen
- Herrn ADD-Präsident Dr. Josef Peter Mertes

- Herrn Verbandsbürgermeister Dieter Adam

- Herrn Landrat Dr. Brechtel

- Fraktionsvorsitzende  Verbandsgemeinderat Bellheim und Kreistag Germersheim

- Presse
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